
    

13 Verordnung über den Schlachtvieh- und Fleischmarkt (Schlachtviehverordnung, SV), 

SR 916.341 

13.1 Ausgangslage 

Nach Artikel 3 Absatz 4 der Schlachtviehverordnung (SV) können Lieferant und Abnehmer das Ergeb-

nis der neutralen Qualitätseinstufung von geschlachteten Tieren bei der beauftragten Organisation 

(aktuell Proviande Genossenschaft) kostenlos beanstanden, respektive eine zweite neutrale Qualitäts-

einstufung verlangen. In den letzten Jahren nahm das Beanstandungsvolumen bei den nach der Ver-

ordnung des BLW über die Einschätzung und Klassifizierung von Tieren der Rindvieh‑, Pferde-, 

Schaf- und Ziegengattung neutral eingestuften geschlachteten Tieren kontinuierlich zu.  

Aufgrund der stetigen Zunahme der Beanstandungen mit gleichzeitiger Abnahme des Anteils korrigier-

ter Ergebnisse der Klassifizierung, ist davon auszugehen, dass das derzeit für Lieferanten und Abneh-

mer von Schlachttieren kostenlose Beanstandungswesen von einigen Akteuren primär zu eigenen 

wirtschaftlichen Zwecken «missbraucht» wird. Beispielsweise um Margen zu optimieren oder festge-

stellte Qualitätsmängel durch eine Zweitbeurteilung möglicherweise auffangen zu können. Dies wider-

spricht der ursprünglichen Absicht, Beanstandungen nur bei offensichtlichen Klassifizierungsfehlern 

durchzuführen. Es widerspricht auch dem öffentlichen Interesse mit öffentlichen Geldern ein Bean-

standungssystem mitzufinanzieren, welches von bestimmten Akteuren für eigene Interessen benutzt 

wird und dadurch zu Marktverzerrungen führen kann. 

Mit dem zunehmenden Teil von objektiv nicht zwingenden Beanstandungen besteht dazu die Gefahr, 

dass die qualitative Arbeit der Klassifizierer der beauftragten Organisation zunehmend in Frage ge-

stellt wird. Ebenfalls entsteht bei jeder Nachklassifizierung ein beträchtlicher administrativer und per-

soneller Aufwand sowohl bei der beauftragten Organisation wie auch bei den Schlachtbetrieben. Die 

Proviande Genossenschaft hat zur Verbesserung der Situation im Beanstandungswesen eine Arbeits-

gruppe eingesetzt und schlägt dem Bundesrat mit der Einführung einer Kostenpflicht und Anpassung 

beim Blockieren der beanstandeten Schlachtkörper zwei Verbesserungsvorschläge auf Verordnungs-

stufe vor. Damit sollen in Zukunft «missbräuchliche» Beanstandungen möglichst unterbunden werden 

und die Nachklassifizierung wieder dem ursprünglichen Zweck, das heisst der Korrektur effektiver 

Fehler bei der Klassifizierung dienen.  

Mit dem Landwirtschaftsgesetz vom 29. April 1998 (LwG; SR 910.1) wurde dem Bundesrat mit Artikel 

51 per 1. Januar 1999 die Kompetenz übertragen, Vollzugsaufgaben im Bereich Schlachtvieh und 

Fleisch an private Organisationen zu übertragen. Der Bundesrat hat die Übertragung der Vollzugsauf-

gaben in Artikel 26 und 27 SV nach BöB geregelt. Zusätzlich hat er die Vertragsdauer auf jeweils ma-

ximal 4 Jahre beschränkt. Die Erfahrung aus den letzten 20 Jahren hat gezeigt, dass die Einschrän-

kung der Vertragsdauer auf vier Jahre zu restriktiv ist und einen unnötig hohen administrativen Auf-

wand sowohl aufseiten der Anbieterin wie aufseiten der Vergabestelle beim Bund generiert. 

Im Rahmen des Vollzugs des Fleischeinfuhrregimes hat sich gezeigt, dass zu wenig klar ist, wer be-

rechtigt ist, während einer laufenden Einfuhrperiode unter welchen Bedingungen deren Verlängerung 

sowie eine Erhöhung der Einfuhrmenge beim BLW zu beantragen. Mit der sprachlichen Umformulie-

rung der bestehenden Regelung und der Präzisierung, dass die beauftragte Organisation bei logisti-

schen Schwierigkeiten aufgrund höherer Gewalt während einer laufenden Einfuhrperiode dem BLW 

beantragen kann, diese zu verlängern, werden im Vollzug aufgetretene Unklarheiten beseitigt. 

13.2 Wichtigste Änderungen im Überblick 

 Neu müssen gestützt auf die Vollzugserfahrung die Beanstandungen für alle Tiergattungen bis 

spätestens um 24.00 Uhr des Schlachttags bei der beauftragten Organisation eingereicht werden. 

Bisher hatten Beanstandungen bei den Tieren der Schweinegattung bis spätestens sechs, bei den 

übrigen Tiergattungen bis spätestens 24 Stunden nach der Schlachtung zu erfolgen. Eine Blockie-

rung des Schlachtkörpers während 24 Stunden entspricht nicht mehr den heutigen Prozessabläu-

fen in den Schlachtbetrieben (u.a. vermehrt Lohnschlachtungen und enge Platzverhältnisse in 

Kühlräumen). 
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 Neu erhält die beauftragte Organisation die Kompetenz für ihren Aufwand bei ungerechtfertigten 

Beanstandungen Gebühren zu erheben. Bisher war die zweite neutrale Qualitätseinstufung 

(Nachklassifizierung) in jedem Fall kostenlos. Die konkrete Ausgestaltung der kostendeckenden 

Gebühren soll in der Kompetenz der beauftragten Organisation liegen und muss vom WBF bewil-

ligt werden.  

 Die bestehende Befristung der Vertragsdauer der Leistungsvereinbarungen mit der beauftragten 

Organisation auf vier Jahre wird ersatzlos gestrichen. 

 Bei logistischen Schwierigkeiten aufgrund höherer Gewalt, kann das BLW neu auf Antrag der inte-

ressierten Kreise die Einfuhrperiode nach deren Beginn verlängern. 

13.3 Erläuterungen zum Artikel 

Artikel 3 Absatz 4 

Die Beanstandung muss vom gesuchstellenden Lieferanten und/oder Abnehmer schriftlich bis um 

24.00 Uhr des Schlachttags bei der beauftragten Organisation eingereicht werden. Die Beanstandung 

muss die Angaben der betroffenen Tiere (Laufnummer, Identität, Kategorie, usw.) enthalten. Die 

Nachklassifizierungen werden durch einen Klassifizierer der beauftragten Organisation durchgeführt. 

Das Ergebnis der Nachklassifizierungen wird schriftlich festgehalten und muss jeweils den betroffenen 

Lieferanten und Abnehmern mitgeteilt werden. Erfolgt fristgerecht eine Beanstandung, müssen die 

entsprechenden Schlachtkörper im Schlachtbetrieb solange unzerlegt blockiert werden, bis die Nach-

klassifizierung durchgeführt wurde. Ist die Nachklassifizierung erfolgt, ist der Schlachtkörper zur Zerle-

gung freizugeben. 

Sind Lieferant und/oder Abnehmer mit dem Ergebnis der Nachklassifizierung nicht einverstanden ha-

ben sie gemäss Artikel 25a des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren, VwVG; SR 172.021 

die Möglichkeit, beim BLW schriftlich eine kostenpflichtige Verfügung (Kosten nach Aufwand) zum Er-

gebnis der Qualitätseinstufung zu verlangen. Das Gesuch für die kostenpflichtige Verfügung ist zu be-

gründen (insbesondere das schutzwürdige Interesse) und die Beweismittel sind beizulegen. Das BLW 

erlässt aufgrund der vorhandenen Akten eine Verfügung. Der Beschwerdeführer hat die Möglichkeit, 

die Verfügung innerhalb von 30 Tagen beim Bundesverwaltungsgericht anzufechten. 

Artikel 3 Absatz 4bis 

Zur Eindämmung der missbräuchlichen Anwendung des Beanstandungswesens erhält die beauftragte 

Organisation die Kompetenz beim Auslöser der Beanstandung für die administrativen Zusatzkosten 

der Nachklassifizierung Gebühren zu erheben. Unter den administrativen Zusatzkosten sind die Kos-

ten für die Rechnungsstellung sowie für das Mahnungs- und Inkassowesen zu verstehen. Die admi-

nistrativen Zusatzkosten dürfen nur in Rechnung gestellt werden, wenn bei der Nachklassifizierung 

das Ergebnis der Erstklassifizierung nicht korrigiert wird.  

Die konkrete Ausgestaltung der Gebühr, das heisst deren Anwendung und deren Höhe obliegt grund-

sätzlich der beauftragten Organisation. Die Gebühren müssen jedoch gestützt auf Artikel 180 Absatz 3 

des Landwirtschaftsgesetzes (LwG; SR 910.1) vor deren Inkraftsetzung dem WBF zur Genehmigung 

unterbreitet werden. Die vom WBF genehmigten Gebühren müssen von der beauftragten Organisa-

tion auf deren Website öffentlich publiziert werden. Die Rechnungsstellung, das Mahnwesen und das 

Inkassoverfahren ist durch die beauftragte Organisation selbstständig zu regeln. 

Artikel 16 Absatz 4 - 6 und Artikel 16a 

Aufgrund der Erfahrungen im Vollzug werden diese Artikel sprachlich vereinfacht, und in Artikel 16a 

wird präzisiert, unter welchen Bedingungen beim BLW eine Verkürzung und Verlängerung von Ein-

fuhrperioden sowie eine Erhöhung von Einfuhrmengen beantragt werden kann. 
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Gegenüber der bestehenden Regulierung ändert sich nur die Bedingung beim Antrag zur Verlänge-

rung der Einfuhrperiode bei logistischen Schwierigkeiten infolge höherer Gewalt. Neu können die inte-

ressierten Kreise während einer laufenden Einfuhrperiode beim BLW eine Verlängerung der Einfuhr-

periode beantragen, wenn auf dem Beschaffungsmarkt aufgrund höherer Gewalt (z.B. Naturkatastro-

phe) kurzfristig logistische Schwierigkeiten auftreten. Ein solcher Antrag bedingt die Zustimmung je 

einer Zweidrittelmehrheit der Vertretenden auf der Stufe Produktion sowie auf der Stufe Verarbeitung 

und Handel der interessierten Kreise. Die interessierten Kreise werden in der Regel durch die mit den 

Aufgaben nach Artikel 26 beauftragten Organisationen vertreten.  

Artikel 16b 

Dieser Artikel erhält die neue Nummerierung 16b und entspricht inhaltlich unverändert dem bisherigen 

Artikel 16a. 

Artikel 27 Absatz 2 

Die Vergabe der Leistungsvereinbarungen der Vollzugsaufgaben nach SV ist mit grösserem administ-

rativem und personellem Aufwand verbunden. Dieser Aufwand entsteht sowohl bei den Anbietern wie 

bei der Vergabestelle beim Bund. In den letzten zwei Jahrzehnten gab es nur sehr wenige Interessen-

ten, die an den Ausschreibungen teilgenommen haben. Für die Neuvergabe des Leistungsauftrags 

seit 2004 gab es jeweils nur eine einzige Anbieterin, die jeweils bisherige Auftragnehmerin. Vor die-

sem Hintergrund wird vorgeschlagen, die Befristung der Vertragsdauer der Leistungsvereinbarungen 

auf vier Jahre ersatzlos zu streichen.  

Ohne Regelung der maximalen Vertragsdauer in der SV werden die Vorgaben des Bundesgesetzes 

vom 21. Juni 2019 über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB; SR 172.056.1) gelten. Diese sehen 

vor, dass die Laufzeit von Verträgen in der Regel 5 Jahre nicht übersteigen darf und in begründeten 

Fällen eine längere Laufzeit vorgesehen werden kann. Die laufende Leistungsvereinbarung mit der 

beauftragten Organisation für den Zeitraum 2022-2025 ist von den vorgeschlagenen Änderungen 

nicht betroffen, da der diesbezügliche Dienstleistungsvertrag per 1. Januar 2022 für vier Jahre abge-

schlossen wurde. 

13.4 Auswirkungen 

13.4.1  Bund 

Der finanzielle Aufwand der beauftragten Organisation für das Beanstandungswesen wird wie bisher 

vom Bund über die bestehende Leistungsvereinbarung vollständig getragen. Neu müssen die Liefe-

ranten und Abnehmer bei einer ungerechtfertigten Beanstandung Gebühren direkt an die beauftragte 

Organisation entrichten. Kurzfristig dürfte der finanzielle Aufwand für den Bund daher gleichbleiben. 

Mittelfristig sollte der finanzielle Aufwand für den Bund, respektive die Entschädigung an die beauf-

tragte Organisation aber sinken, da davon auszugehen ist, dass die Anzahl beanstandeter geschlach-

teter Tiere zurückgehen wird. Wie hoch diese Einsparung sein wird, wird sich erst nach einer gewis-

sen Zeit nach der Inkraftsetzung zeigen. 

13.4.2  Kantone 

Keine 

13.4.3  Volkswirtschaft 

Keine 

13.5 Verhältnis zum internationalen Recht 

Die Anpassung ist mit den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz vereinbar. 



Schlachtviehverordnung 

13.6 Inkrafttreten 

Die Verordnungsänderung tritt auf den 1. Januar 2023 in Kraft. 

13.7 Rechtliche Grundlagen 

Die rechtlichen Grundlagen bilden Artikel 49 und 180 Absatz 3 des Landwirtschaftsgesetzes vom 29. 

April 1998. 


